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Politik und Sicherheit 
32.Generalversammlung: Probleme des Südlichen 
Afrika — Forderung nach Verschärfung der Sank­
tionen — Internationales Anti-Apartheld-Jahr — 
Deutsche Welle mit UN-Programm — Neue Politik 
der Vereinigten Staaten — Bantustans (12) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 2/1977 S. 55 ff. fort.) 

I. Was nur zu oft als nichts denn Rheto­
rik erscheint, die oft wiederholte Verur­
teilung der Minderheitsregime im Südli­
chen Afrika durch die Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen, ist tatsäch­
lich Verkörperung einer höchst konsisten­
ten Politik der >Mehrheit< in der Weltorga­
nisation (was sich konkret etwa an der Na­
mibia-Politik der UNO nachweisen läßt, 
vgl. S. 56 dieser Ausgabe). Sie zielt darauf 
ab, durch Maximalforderungen Positionen 
zu markieren, mit denen sich notgedrun­
gen auch jene Staaten vor dem Forum der 
Weltöffentlichkeit auseinandersetzen müs­
sen, die diese Politik nicht von Anfang an 
mitgetragen haben. Solange am System 
des institutionalisierten Rassismus in Süd­
afrika allenfalls Retuschen vorgenommen 
werden, solange angesichts des Fortbeste­
hens einer weißen Minderheitsherrschaft 
den Staaten der Dritten Welt die eigene 
koloniale Vergangenheit als noch nicht be­
wältigt erscheint — solange wird es die 
scheinbar rein deklaratorischen Resolutio­
nen der Generalversammlung geben, so­
lange wird der politische Druck in Rich­
tung auf immer einschneidendere Maßnah­
men der internationalen Gemeinschaft wei­
terhin anwachsen. Bislang größter Erfolg 
dieses Drucks war die Verhängung des 
Waffenembargos gegen Südafrika (s. VN 
1/1978 S. 26 f.). 
Weitergehende Forderungen der General­
versammlung an den Sicherheitsrat haben 
insbesondere eine Erweiterung der Sank­
tionen im wirtschaftlichen Bereich durch 
ölembargo (Resolution 32/105 G vom 14. 
Dezember 1977) und Investitionsstopp 
(Resolution 32/105 O vom 16. Dezember) 
zum Gegenstand. Die Sicherheitsratsmit­
glieder Frankreich, Großbritannien und 
USA wurden am 14. Dezember in Resolu­
tion 32/105 F über die militärische und 
nukleare Kollaboration mit Südafrika< di­
rekt angesprochen und aufgefordert, sich 
»voll an wirksamen internationalen Maß­
nahmen in Einklang mit Kapitel VII der 
UN-Charta zu beteiligen, um die schwere 
Bedrohung des Friedens«, die vom rassi­
stischen Regime Südafrikas ausgehe, ab­
zuwenden. 
Die größte Zahl Gegenstimmen der am 
14. Dezember 1977 verabschiedeten 14 Re­
solutionen zum Thema >Apartheidpolitik 
der Regierung Südafrikas< zog Resolution 
32/105 D auf sich, die Israel wegen seiner 
»fortgesetzten und zunehmenden Kollabo­
ration mit dem rassistischen Regime Süd­
afrikas« scharf verurteilte. Die Resolution 
wurde mit 88 Ja-Stimmen bei 19 Gegen­
stimmen fast ausschließlich westlicher Län­
der und 30 Enthaltungen vorwiegend aus 

der Dritten Welt verabschiedet und erhielt 
somit den geringsten Zustimmungsgrad 
aller Anti-Apartheid-Resolutionen. Kriti­
siert wurde von zahlreichen Rednern, daß 
hier ein einzelner Staat aus der langen 
Liste der Handelspartner Südafrikas will­
kürlich herausgegriffen werde. 
Kontrovers waren weiterhin die Billigung 
des bewaffneten Kampfes der nationalen 
Befreiungsbewegung Südafrikas (Resolu­
tion 32/105 J) und die Qualifizierung des Re­
gimes in Pretoria als »illegitim« (Resolu­
tion 32/105 K). Letzteres wurde von der 
Vertretung Belgiens, die namens der EG-
Länder sprach, als Beispiel für »fragwür­
dige Formulierungen« herangezogen; Süd­
afrika sei in der Tat ein unabhängiger Mit­
gliedstaat der Vereinten Nationen. Der nie­
derländische Delegierte kritisierte Rede­
wendungen, die den Eindruck erweckten, 
in Südafrika handele es sich um eine kolo­
niale Situation. Seines Erachtens gehe der 
Kampf dort nicht um die Befreiung aus 
einer kolonialen Lage, sondern um glei­
che Rechte für alle Bewohner. 
Die Vorbehalte der westlichen Länder ge­
gen die internationale Deklaration gegen 
Apartheid im Sport< (Resolution 32/105 M) 
drückten sich in 14 Stimmenthaltungen 
aus; zur Begründung wurde angeführt, daß 
Sportkontakte in den jeweiligen Ländern 
von privaten Körperschaften gepflegt wer­
den. 

II. Doch gibt es auch Einmütigkeit zu ver­
zeichnen: die Resolution 32/105 A (Treu­
handfonds für Südafrika) und 32/105 E 
(politische Gefangene) wurden ohne förm­
liche Abstimmung, die Resolutionen 32/105 
G (Aktionen der Gewerkschaften gegen 
die Apartheid), 32/105 H (Verbreitung von 
Informationen über die Apartheid), 32/105 L 
(Erklärung von Lagos gegen die Apart­
heid) und 32/105 N (Bantustans) bei na­
mentlicher Abstimmung ohne Gegenstim­
men oder Enthaltungen angenommen. Den 
höchsten Zustimmungsgrad erreichte Reso­
lution 32/105 B, mit der das Internationale 
Anti-Apartheid-Jahr proklamiert wurde: bei 
namentlicher Abstimmung gab es 141 Ja-
Stimmen, keine einzige Gegenstimme oder 
Enthaltung. Israel, das sich ansonsten an 
der Abstimmung über die Südafrika-Reso­
lutionen vom 14. Dezember 1977 aus Pro­
test gegen seine Verurteilung als Kollabo­
rateur Pretorias nicht beteiligte, machte 
hier eine Ausnahme und stimmte zu. (Süd­
afrika selbst, obwohl weiterhin UNO-Mit-
glied, ist seit mehreren Jahren von der Be­
teiligung an den Arbeiten der Generalver­
sammlung ausgeschlossen.) 
Nicht unumstritten sind freilich einzelne 
Punkte des der Resolution beigegebenen 
Programms für das Anti-Apartheid-Jahr, 
etwa die Aufforderung an die bisher nicht 
beigetretenen Staaten, das >Internationale 
Übereinkommen über die Beendigung und 
Bestrafung des Verbrechens der Apart-
heid< zu unterzeichnen (vgl. S. 67 dieser 
Ausgabe). 

Die Aufforderung zur Unterzeichnung der 
Konvention war auch schon in Resolution 
32/12 vom 7. November enthalten. Das Ar­
beitsprogramm des Sonderausschusses 
gegen Apartheid (Resolution 32/105 I) wur­
de bei Stimmenthaltung der Bundesrepu­
blik Deutschland, Frankreichs, Großbritan­
niens und der Vereinigten Staaten gebil­
ligt. 
Die in der bereits erwähnten Resolution 
32/105 H enthaltene Forderung nach Schaf­
fung eines für Südafrika bestimmten Rund­
funkprogramms ist mittlerweile verwirk­
licht worden: seit dem 1. März 1978 wird 
das Programm in den Sprachen Englisch, 
Afrikaans, Xhosa und Sotho von der Ra­
dioabteilung des UN-Informationsamts pro­
duziert und einer Anzahl von Sendern, die 
im Südlichen Afrika zu empfangen sind, 
zur Verfügung gestellt; im einzelnen ver­
bleibt die Entscheidung über die Ausstrah­
lung bei den Sendern. Es handelt sich 
hierbei um BBC, Deutsche Welle, Radio 
Budapest, Radio Kairo, Radio Moskau, 
Radio Nederland Wereldomroep und Stim­
me Amerikas. 
III. Weitere Beschlüsse der 32. General­
versammlung zum Südlichen Afrika hatten 
die Lage in Namibia und Südrhodesien 
(Simbabwe) zum Gegenstand. Mit Resolu­
tion 32/9 H vom 4. November beschloß die 
Generalversammlung bei Stimmenthaltung 
der fünf westlichen Sicherheitsratsmitglie­
der und Belgiens die Abhaltung einer Son­
dergeneralversammlung über die Namibia-
Frage. In Resolution 32/116 B vom 16. De­
zember zur Südrhodesien-Frage wurde -
angesichts der Tatsache, daß sich das Re­
gime in Salisbury über Südafrika mit ö l ver­
sorge - nochmals die Forderung nach ei­
nem ölembargo gegen Pretoria erhoben. 
Die Entschließung erfolgte aufgrund des 
Berichts des mit Entkolonisierungsproble-
men befaßten Vierten Hauptausschusses, 
der auch die Verurteilung der Bundesrepu­
blik Deutschland, Frankreichs, Israels und 
der Vereinigten Staaten wegen Kollabora­
tion mit Südafrika »in Nuklearangelegen­
heiten« in Resolution 32/35 vom 28. No­
vember (101 Ja, 12 Nein, 28 Enthaltungen) 
vorbereitet hatte. 
Auf Vorschlag des Generalsekretärs um 
ein Jahr verlängert wurde die Amtszeit 
des Namibia-Beauftragten Martti Ahtisaari. 
Der 1937 in Viipuri (Wiborg) in Karelien 
geborene Ahtisaari (Bild s. VN 2/1977 
S. 47) ist seit 1972 im diplomatischen 
Dienst Finnlands und wurde 1973 zum Bot­
schafter seines Landes in Tansania, Sam­
bia und Somalia ernannt. 
IV. Hervorzuheben ist, daß sich hinsicht­
lich der Probleme des Südlichen Afrika 
gegenüber der 31. Generalversammlung 
die Position der (westlichen) >Minderheit< 
stärker an die der >Mehrheit< angenähert 
hat. Am deutlichsten und auch am konkre­
testen hat sich diese Haltung in der Zu­
stimmung zur Verhängung von Sanktionen 
gegen Südafrika im Sicherheitsrat ausge­
drückt. Bemerkenswert sind aber auch De­
tails wie die Zustimmung der Vereinigten 
Staaten zur erwähnten Resolution 32/105 N, 
die die »sogenannte Unabhängigkeit« von 
Bantustans für »ungültig« erklärt; Ende 
Oktober 1976, bei der Zurückweisung der 
>Unabhängigkeitserklärung< der Transkei, 
hatten sich die USA als einziger Staat der 
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Stimme enthalten. Seitens des Vertreters 
der Vereinigten Staaten wurde hervorge­
hoben, daß sein Land sieben der 14 Süd­
afrika-Resolutionen vom 14. Dezember zu­
gestimmt hatte, was die bei weitem höchste 
Zahl an zustimmenden Voten sei, die je 
auf einer Generalversammlung zu diesem 
Thema von den USA abgegeben wurden. 
Weder die Transkei noch Bophuthatswana, 
nach wie vor Bestandteile des Systems der 
>großen Apartheid<, konnten bislang inter­
nationale Anerkennung erfahren. Red 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 

West-Sahara: Stagnation Im Sommer 1977 — Hoch­
spannung nach der Geiselnahme vom Oktober — 
Gute Dienste Generalsekretär Waldhelms — Ober-
legungen zu einer Lösung (13) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 2/1977 S.52f. fort.) 

I. Die Kampfführung in der West-Sahara 
schien im Sommer 1977 nach einem Mu­
ster abzulaufen, das sich im Verlaufe 
zweier Jahre herausgebildet hatte: Defen­
sives Verhalten der überlegenen marokka­
nischen Truppen, deren Moral mehr als 
ihre Stärke durch die Kommandounterneh­
men der >Frente Polisario< (Front für die 
Befreiung von Segiet el Hamra und Rio de 
Oro) belastet wurde, einerseits; anderer­
seits geschickte örtliche Schwerpunktbil­
dung der Polisario gegenüber Mauretanien, 
dem an seinem wirtschaftlichen Nerven­
zentrum (dem Erzabbaugebiet Zouerate 
und der Eisenbahn von dort zur Küste) 
empfindliche Schläge zugefügt werden. 
Zouerate und die Bahn liegen auf maure­
tanischem Boden, gehören also nicht zur 
ehemals Spanischen Sahara. Militärisch 
kann der Konflikt auf diese Weise von 
keiner der streitenden Parteien gewonnen 
werden. 
Am 1. Mai 1977 tötete die Polisario bei ei­
nem Raid nach Zouerate ein französisches 
Arztehepaar und verschleppte sechs franzö­
sische Zivilisten. Die erstaunlich geringe 
Reaktion der französischen Regierung 
blieb auf die Bitte an das Internationale 
Rote Kreuz um Intervention beschränkt. So 
brachte dieser Vorfall — zunächst — nichts 
in Bewegung, alles wirkte eher wie ge­
lähmt. Auch die internationalen Bemühun­
gen um eine Lösung des Gesamtkonflikts 
schienen an einem Nachlassen des Interes­
ses der afrikanischen, aber auch der ara­
bischen Welt zu leiden. Beide Seiten stel­
len zwar in immer neuen Noten und in 
immer schärferem Ton den Vereinten Na­
tionen, der Organisation der Afrikanischen 
Einheit (OAE) und der Liga der Arabischen 
Staaten ihren Standpunkt dar, aber sie 
neutralisieren damit zugleich ihre Argumen­
tation. 
Die Arabische Liga, weit mehr von der 
Sorge um den Nahost-Konflikt und die Ent­
wicklungen am Horn von Afrika erfüllt, 
zeigte keinerlei Bereitschaft, sich im 
Sahara-Konflikt zu engagieren. Libyen, 
bisher nach Algerien der zweitwichtigste 
arabische Helfer der Polisario, verminderte 
sogar seine Parteinahme. Die OAE, die 
noch auf ihrer Konferenz in Lome, Februar 
1977, eine Delegation der Arabischen De­
mokratischen Republik Sahara (ADRS) teil­
nehmen ließ, klammerte auf ihrer Gipfel­
konferenz in Libreville, Gabun, im Juli 1977 

die Behandlung des West-Sahara-Konflikts 
aus und beschloß das Problem einer >Son-
dertagung< vorzubehalten. Diese wurde 
später für den 5.-10. Oktober 1977 nach 
Lusaka anberaumt, bald aber wieder ab­
gesagt, weil die Sorge entstand, das 
Thema könne die OAE spalten. Schließlich 
wurde Libreville als Ort und der 24.—30. 
März 1978 als Termin genannt. Aber auch 
diese Planung wurde am 2. März durch 
Martin Bongo, Außenminister von Gabun, 
der amtierenden Präsidialmacht der OAE, 
mit der Begründung abgesagt, daß nur 
sieben der 49 Staatschefs der Mitglieds­
länder ihre Teilnahme angemeldet hätten 
(50 vH wären erforderlich gewesen). Die 
Haltung der OAE kann man als symptoma­
tisch für die internationale Einstellung ge­
genüber dem West-Sahara-Konflikt anse­
hen. 
II. In diese Situation kam eine drama­
tische Änderung, nachdem die Polisario 
am 25. Oktober 1977 zwei weitere Fran­
zosen, ebenfalls in der Nähe von Zouerate, 
als Geiseln verschleppte. Diesmal war die 
Reaktion der französischen Regierung völ­
lig anders als im Mai. Bereits am I.No­
vember wurde Claude Chayet, ein hoher 
Beamter des Außenministeriums, als Unter­
händler nach Algerien entsandt, um die 
Freilassung der insgesamt acht Geiseln zu 
erwirken. Frankreich bezeichnete Algerien 
als verantwortlich und wandte sich zu­
nächst direkt an Boumedienne. Algerien 
aber erklärte sich lediglich bereit, die 
Rolle eines Vermittlers zur Polisario zu 
übernehmen, mit der Claude Chayet da­
nach unmittelbar Kontakt aufnahm. Die 
Polisario machte eine Freilassung von der 
Erfüllung von Bedingungen abhängig, dar­
unter (laut Präsident Giscard d'Estaing) 
der Anerkennung der ADRS und der Ein­
stellung der Unterstützung für Mauretanien. 
Die französische Regierung vertrat dem­
gegenüber den Standpunkt, es handele 
sich um zwei völlig verschiedene Fragen­
komplexe: Der eine (das West-Sahara-
Problem) sei rechtlicher Art und gehöre 
zu seiner Lösung vor internationale Insti­
tutionen, wie die UNO und vor allem die 
OAE, der andere (die Geiselbefreiung) sei 
humanitärer Art, und nur über diesen 
wolle die französische Regierung verhan­
deln. Frankreich lehnte die Erfüllung po­
litischer Bedingungen ab und rief vor allem 
Institutionen des Roten Kreuzes zur Unter­
stützung seines humanitären Anliegens 
auf. Um den Ernst der Lage zu unterstrei­
chen, wurden demonstrativ Truppenverstär­
kungen nach Senegal entsandt, französi­
sche Aufklärungsflugzeuge wurden in der 
Kampfzone eingesetzt. 
Eine außerordentliche Verschärfung erfuhr 
der Konflikt, als König Hassan II. in einer 
Rede anläßlich des zweiten Jahrestages 
des »grünen Marsches< am 6. November 
1977 erklärte, seine Truppen würden in 
Zukunft nach dem Zurückschlagen von 
Überfällen der Polisario von dem Recht der 
Verfolgung Gebrauch machen und dies nö­
tigenfalls bis auf algerisches Territorium 
(vgl. hierzu VN 2/1977 S.53). Boumedienne 
reagierte sofort: ein Oberschreiten der 
Grenze durch marokkanische Truppen kom­
me einer Kriegserklärung gleich. Die durch 
die Erklärung König Hassans ausgelöste 
Kriegsgefahr hatte eine Welle von Ver­

mittlungsversuchen zur Folge. Besonders 
Libyen bot seine guten Dienste an. Der 
stellvertretende Staatspräsident Jalloud 
verhandelte Anfang November mit Giscard 
und Boumedienne. Aber auch Ägypten und 
Tunesien versuchten auf Mäßigung zu 
dringen. 
Die internationalen Institutionen wurden 
eingeschaltet: 
• Die 32. Generalversammlung der Welt­
organisation nahm am 28. November 1977 
eine Resolution (deutscher Text s. S. 71 
dieser Ausgabe) an, die der Hoffnung Aus­
druck gibt, die OAE werde »schnell eine 
gerechte und dauerhafte« Lösung auf 
einer (bereits beschlossenen) »außer­
ordentlichen Tagung« finden. Damit wird 
aber das Problem nur weitergegeben. 
Generaisekreätr Waldheim entwickelte je­
doch danach eine rege und auch fruchtbare 
persönliche Diplomatie. 
• Die OAE trennte die Geiselfrage von 
der übrigen Konfliktsubstanz. Der derzei­
tige Vorsitzende, Präsident Omar Bongo 
von Gabun, erklärte, er sehe keinen An­
laß für die OAE, sich mit der Geiselfrage 
zu befassen. Er bedauere zwar die fran­
zösische Drohung, notfalls mit Gewalt vor­
zugehen, müsse aber Frankreich das Recht 
zubilligen, seine Staatsangehörigen zu be­
freien. Im übrigen entsandte er seinen 
Außenminister nach Algerien, Marokko, 
Mauretanien und Libyen, um in der Frage 
des Gesamtkonfliktes zu vermitteln. 
• Die Liga der Arabischen Staaten trat 
erneut nur wenig wirksam in Erscheinung. 
Während sich die Verhandlungen von 
Claude Chayet in einer Sackgasse zu be­
finden schienen und die algerisch-marok­
kanischen Spannungen zu einem Krieg zu 
führen drohten, dürfte im Nachhinein ge­
sehen bereits gegen Ende November der 
Höhepunkt der Gefahr überschritten ge­
wesen sein. 
Die Haltung Algeriens war von Anbeginn 
ambivalent. Trotz der antifranzösischen 
Demonstration vom 7. November wurde 
andererseits von algerischer Seite von An­
fang an erklärt, daß man seine »elemen­
taren Beziehungen« mit Frankreich nicht 
verschlechtern wolle. Frankreich bleibe ein 
Land von »Gewicht und Qualität«. Boume­
dienne soll im November einem maghrebi-
nischen Besucher erklärt haben: »Zwischen 
Hassan II. und mir wird es keinen Krieg 
geben. Wir kennen uns zu gut.« Beide trie­
ben das politische Spiel bis an die 
äußerste Grenze, aber keinen Schritt dar­
über hinaus. Mitte November sickerte in 
der Presse durch, Algerien versuche die 
Polisario zu dämpfen, deren Radikalismus 
zu weit zu gehen drohe und insbesondere 
die Beziehungen zu Frankreich dauerhaft 
belaste. 
Zu etwa diesem Zeitpunkt ergab sich eine 
Gelegenheit zum Einlenken, von der sich 
Boumedienne die Wahrung des Gesichts 
erhofft haben dürfte: Die französischen 
Linksparteien (Sozialisten, Kommunisten 
und die linksliberalen >Radikalsozialisten<) 
nahmen für die Anerkennung der Polisario, 
aber auch für die Freilassung der Geiseln 
Stellung. Ende November verhandelten 
erstmals zwei Mitglieder des ZK der KPF 
mit der Polisario. Georges Marchais, der Ge­
neralsekretär der KPF, kündigte am 13. De­
zember 1977 nach einem Gespräch mit 
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